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Gemeinde Kyffhäuserland  

Ergänzungssatzung Nr. 01/2024
"Hohle Trift" im OT Bendeleben 

Für diese Zeichnung behalten wir uns alle Rechte vor. Sie darf ohne Zustimmung der Gemeinde weder vervielfältigt, 
noch Dritten zugänglich gemacht werden.
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1. Archäologische Bodenfunde 

Bei Erdarbeiten kann mit dem Auftreten von Bodenfunden gerechnet werden. Gemäß § 16 Thüringer-
Denkmalschutzgesetz müssen Bodenfunde unverzüglich an das Thüringische Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologie gemeldet werden. Eventuelle FundsteIlen sind abzusichern und die Funde 
im Zusammenhang im Boden zu belassen, bis sie durch Mitarbeiter des Thüringischen Landesamtes 
für Denkmalpflege und Archäologie untersucht und geborgen worden sind. 
 

2. Munitionsfunde 

Munitionsfunde sind meldepflichtig. 
 

3. Mutterboden 

Der abzutragende Mutterboden muss, sofern er nicht sofort wieder verwendet wird, in nutzbarem Zu-
stand erhalten und einer weiteren Verwendung zugeführt werden (gem. § 202 BauGB). Die entspre-
chenden Vorschriften sind zu beachten.  
 

4. Niederschlagswasser 

Das anfallende nicht verunreinigte Oberflächenwasser ist nach Möglichkeit auf dem Grundstück de-
zentral zu versickern bzw. zu verdunsten. Das Versickern von Niederschlagswasser bzw. das Einlei-
ten von Niederschlagswasser in ein Gewässer bedarf grundsätzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
durch die Untere Wasserbehörde. 
 

5. Geologischen Verhältnisse und Belange 

Es wird empfohlen, vor Beginn von Erdarbeiten eine Baugrunduntersuchung vornehmen zu lassen.  
Erdaufschlüsse (Erkundungs- und Baugrundbohrungen, Grundwassermessstellen, geophysikalische 
Messungen) sowie größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Na-
turschutz rechtzeitig anzuzeigen, damit eine geologische und bodengeologische Aufnahme zur Erwei-
terung des Kenntnisstandes über das Gebiet erfolgen kann.  
 

6. Belange des Naturschutzes 

Die Verbote des § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- 
und Pflanzenarten) sind zu beachten. Unvermeidbare Gehölzentnahmen sind aus artenschutzrechtli-
chen Gründen gem. § 44 Abs. 1 Nr.3 BNatSchG i.V.m. § 39 BNatSchG nur in der Zeit vom 01.10. bis 
zum 28/29.02.p.a. vorzunehmen.  
 

Da nicht generell ausgeschlossen werden kann, dass wildlebende europäische Vogelarten sowie Fle-
dermausarten im Plangebiet dennoch potenziell auftreten könnten, ist vor Bauarbeiten eine Kontrolle 
zur Vermeidung eines individuenbezogenen Tötungstatbestandes durchzuführen (vgl. dazu auch § 39 
BNatSchG). 
 

Vorsorglich sind vor der Baumentnahme mindestens 3 Nistkästen für Höhlenbrüter an geeigneten 
Stellen anzubringen. 
 

7. Versorgungsleitungen  

Bei Erdarbeiten im Bereich von Leitungstrassen der Versorgungsunternehmen sind vor Beginn der 
Bauarbeiten und sonstigen Maßnahmen die konkreten Leitungsbestände der Ver- und Entsorgungs-
träger zu ermitteln. Des Weiteren sind die entsprechenden Schutzabstände gem. DIN, DVGW Regel-
werk und Unfallverhütungsvorschriften einzuhalten.  
 
8. Planunterlage 

Wegen Ungenauigkeiten in der Planunterlage durch Vervielfältigung, Vergrößerungen etc. sind im 
Plangebiet bei jedem Vorhaben Kontrollmessungen vorzunehmen. Sollten Maße bei den zeichneri-
schen Festsetzungen nicht eindeutig erkennbar sein, sind sie mit ausreichender Genauigkeit aus der 
Planunterlage herauszumessen. Eine Gewähr für die Richtigkeit der Kartengrundlage wird seitens des 
Planungsbüros nicht übernommen. 
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Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB
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§ 9 (1) Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO
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Grenze des räumlichen 
Geltungsbereichs 1 (GB1)
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
§ 9 (1) Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MAßNAHMEN UND FLÄCHEN 
FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG 
VON BODEN, NATUR UND LANDSCHFT
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB

Erhaltung: Bäume

Grenze des räumlichen 
Geltungsbereichs 2 (GB2)

1. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB, §§ 16, 18, 19 BauNVO)  
 

§ 1  Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung wird mit 
0,4 festgesetzt. Die Überschreitung der zulässigen Grundfläche gemäß § 19 (4) BauNVO ist  
nicht zulässig. 

 

2. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
 

§ 2  Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch eine Baugrenze gem. § 23 (3) BauNVO festge-
setzt. Die Errichtung von Stellplätzen und Garagen gem. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO ist auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 

 

3. Grünordnerische und landschaftspflegerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 20 sowie § 9 (1a) 
BauGB) 

 

§ 3 (1) Im Geltungsbereich 1 (GB 1) ist, je 150 m² Grundstücksfläche, eine geschlossene einreihige 
Strauchhecke (Pflanzabstand max. 1,50m) aus einheimischen,  standortgerechten Laubsträu-
chern auf einer Länge von 20 m anzupflanzen.  
Die Pflanzung hat gemäß Maßnahmenblatt „M1“ als Anlage 2 der Begründung zu erfolgen. 
Das Maßnahmenblatt wird Bestandteil der Festsetzung. 

 

§ 3 (2) Im Geltungsbereich 2 (GB2) ist innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft die vorhandene Ackerfläche in eine ex-
tensiv genutzte Grünlandfläche umzuwandeln.  
Das Anlegen und die Pflege hat gemäß Maßnahmenblatt „M2“ als Anlage 3 der Begründung 
zu erfolgen. Das Maßnahmenblatt wird Bestandteil der Festsetzung.  

 

§ 3 (3) Neu anzupflanzende Gehölze sind fachgerecht zu pflegen, zu unterhalten und bei Abgang 
durch einheimische, standortgerechte Laubgehölze im Verhältnis 1:1 zu ersetzen. Die Pflanz-
standorte können den örtlichen Erfordernissen angepasst werden. Zur Verwendung kommen-
de Pflanzen und Materialien müssen den jeweiligen Qualitätsnormen entsprechen und fachge-
recht gepflanzt werden. Nach der Neuanpflanzung ist eine dauerhafte Auswuchs- und Erhal-
tungspflege, ggf. mit Erziehungs- und Pflegeschnitt vorzunehmen. Mindestanforderung an die 
zu pflanzende Qualität ist: 

 

 Sträucher:   v. Str. m. B., 3 TR, H = 0,60 m – 1,00 m.  
 

§ 3 (4) Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 9 (1a) BauGB: 
Die Berechnung und die Berücksichtigung der ökologischen Werteinheiten für Ausgleichs-
maßnahmen hat gem. Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung zu erfolgen. Die erforderlichen Aus-
gleichspflanzungen sind gem. § 135 a BauGB vom Verursacher des Eingriffes durchzuführen, 
zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Ausgleichsmaßnahmen müssen spätestens bis zum 
Ende der auf die Nutzungsaufnahme  folgenden Pflanzperiode (Oktober - April) abgeschlos-
sen sein. 

 
§ 3 (5) Licht mit hohem Blauanteil zieht viele lnsekten aus dem Naturraum mit einem negativen 

„Staubsauger“-Effekt für das Ökosystem an. Aus diesem Grund ist zum Schutz vieler Insek-
tenarten der Einsatz von LED-Straßenleuchten oder Außenleuchten auf den Grundstücken mit 
maximal 3000 Kelvin Farbtemperatur umzusetzen.  

 

4. Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Ver-
sickerung von Niederschlagswasser, sowie Ablagerungen (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB i.V.m. § 9 (2) 
BauGB) 

 

§ 4  Niederschlagswasser soll gemäß § 55 (2) WHG ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder 
über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 
noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
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